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Geſetz⸗ Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


e 


(Fr. 2531.) Allerhoͤchſte Beftätigung des beigefigten Regulativs fir die Geſchaͤftswirkſam⸗ 
keit der Landkaſtenbevollmaͤchtigten von Neu-Vorpommern vom 20. Novem⸗ 
ber 1843., D. d. den 14. September 1844. ; 


Au Ihren Bericht vom 6. Mai d. J. beſtaͤtige Ich hierdurch das Regula⸗ 
tiv für die Geſchaͤftswirkſamkeit der Landkaſtenbevollmaͤchtigten in Neu⸗Vor⸗ 
pommern vom 20. November v. J. und beauftrage Sie, daſſelbe mit der ge⸗ 
genwärtigen Order durch die Geſetzſammlung zur offentlichen Kenntniß zu 
ringen. . 

Sansfouci, den 14. September 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter, Graf v. Arnim und Flottwell. 


Regul at i v 


für die Geſchaͤftswirkſamkeit der Landkaſtens bevollmaͤchtigten in 
Neu⸗ Vorpommern. 


I. Die Neu⸗Vorpommerſchen Landkaſtensbevollmaͤchtigten find der geſetz⸗ 
liche engere Ausſchuß der Neu-Vorpommerſchen Staͤnde. 


II. Zu Landkaſtensbevollmaͤchtigten werden auf dem Neu⸗Vorpommerſchen 
Kommunallandtage aus der Mitte deſſelben vier Perſonen nach Stimmenmehr⸗ 
heit gewaͤhlt, und zwar zwei Mitglieder des erſten, ein Mitglied des zweiten 
und ein Mitglied des dritten Standes. Die Dauer ihrer Funktion erſtreckt ſich 
auf die Dauer der Wahlperiode. | 

Jahrgang 1845. (Nr. 2534.) 3 Die 


(Ausgegeben zu Berlin, den 16. Januar 1845.) 


En 


Die für behinderte Landkaftensbevollmachtigte erforderlichen Stellvertreter 
werden ebenfalls auf dem Kommunallandtage durch Stimmenmehrheit erwaͤhlt. 

Uebrigens müffen die fir die Wahlperiode einmal erwählten Landkaſtens⸗ 
Bevollmächtigten und deren Stellvertreter, wenn fie auch beim Ablaufe derfelben 
als Landtagsabgeordnete ausſcheiden und alſo dieſe Eigenſchaft verlieren, ihre 
Stellen im engeren Ausſchuſſe ſo lange verſehen, bis durch die neue Wahl des 
Kommunallandtages fuͤr die anderweitige Beſetzung und Vertretung derſelben 
geſorgt iſt. 

III. Die Geſchaͤftswirkſamkeit der Landkaſtens bevollmächtigten erſtreckt 
ſich im Allgemeinen auf Fuͤhrung und Kontrollirung der Verwaltung ſaͤmmt⸗ 
IN: dieſe Landestheile in der Geſammtheit angehenden Kommunalangele: 
genheiten. 


Insbeſondere gehoͤrt dahin: 

1) Die Beaufſichtigung und Leitung der Verwaltung des Landkaſtens und 
ſonſtiger allgemeiner Kommunalkaſſen, wobei die Landkaſtensbevollmaͤch⸗ 
tigten die Vorſchriften der Landkaſtensordnung, ſowie die Allerhoͤchſt 
ſanktionirten Beſchluͤſſe des Kommunallandtages zu befolgen haben. 

Nachdem jetzt dem Landkaſten die Erhebung der im Ganzen an 
die Staatskaſſe abzuliefernden Landesſteuern abgenommen und auf die 

Königlichen Kaſſen übergegangen iſt, liegt ihnen demnach ob, 

a. ruͤckſichtlich aller in den Landkaſten fließenden allgemeinen Anlagen, 
namentlich alſo derjenigen fuͤr die allgemeine Landeskaſſe, fuͤr die La— 

arethkaſſe und fuͤr die Vagabonden⸗ und Landarmenkaſſe, imgleichen, 
inſoferne und ſo lange die bisherige Einrichtung wegen der Koſten 
der Pferdeſtellung zu den Uebungen der Landwehr von Beſtande bleibt, 
auch dazu die Ausſchreibung, zur gehoͤrigen Zeit, unter Nachweiſung 
des Beduͤrfniſſes bei dem Koͤniglichen hohen Ober-Praͤſidium in 
Stettin nachzuſuchen. Dieſen Geſuchen ſind allemal Kaſſenuͤberſichten 
beizufuͤgen, und ſind ſolche, inſofern nicht von verfaſſungsmaͤßig in 
quali et quanto feſtſtehenden Kommunallaſten, ſondern von neuen 
oder auch ſolchen einzelnen Kommunalbeduͤrfniſſen die Rede iſt, bei 
welchen den Ständen annoch ein arbitrium uͤber das jedesmalige 
Quantum derſelben zuſteht, allemal auf vorangegangene verfaſſungs⸗ 
mäßig beftätigte Beſchluͤſſe des Kommunallandtages zu begruͤnden. 
Ferner D ; 

b. über die jährliche Einnahme und Ausgabe behufige Kaſſenetats ent- 
werfen zu laſſen, und die Entwuͤrfe ſorgfaͤltig zu pruͤfen, auch ſolche, 
nach von ihnen erfolgter Genehmigung, dem Kommunallandtage zur 
Beſtaͤtigung vorzulegen. Von der Beſtimmung der Staͤnde haͤngt es 
ab, auf welchen kuͤrzeren oder laͤngeren Turnus die Etats angelegt 
werden ſollen. 

e. auf die ganze Kaſſenverwaltung ſtets genaue Aufſicht zu führen. Sie 
haben daher darauf zu wachen, daß alle Anlagen und Beitraͤge der 
Einzelnen zu rechter Zeit eingezogen und die untergeordneten Kollek⸗ 
turen zur gehoͤrigen Erfuͤllung bet Pflichten ‚angehalten, auch die 
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nach Ablauf der Faͤlligkeitstermine verbliebenen Einnahmereſte fogleich 
beigetrieben werden. Nicht weniger haben ſie dafuͤr zu ſorgen, daß 
alle nothwendigen Ausgaben und Zahlungen prompt beſchafft werden, 
und zu dem Ende uͤber diejenigen Zahlungen, welche der Kaſſenfuͤhrer, 
ſeiner Inſtruktion zufolge, nicht anders als auf ſpezielle Anweiſung 
leiften darf, die erforderlichen Aſſignationen tempeſtive zu ertheilen, 
wobei indeß zu bemerken, daß, inſofern in die gemeinſchaftliche Kaſſe 
Mittel einfließen, welche einem oder dem anderen Stande ausſchließ⸗ 
lich gehoͤren, dieſe Facienda von den Mitgliedern ſolcher Staͤnde allein 
auszurichten ſind. , | 

Ferner haben die Landkaſtensbevollmaͤchtigten beſonders darauf ein 
wachſames Auge zu richten, daß die baaren Mittel der Kaſſe jederzeit 
unverkuͤrzt zuſammen und vorraͤthig gehalten werden, und zu dem Ende 
monatlich am beſtimmten Tage und, nach ihrem Ermeſſen, auch ſonſt 
von Zeit zu Zeit eine Reviſion der Kaſſe unter Nachſicht des Kaſſen— 
buchs und der Belaͤge, und Vergleichung mit dem von dem Land— 
ſyndikus zu fuͤhrenden Gegenbuche zu vollziehen, auch uͤber das jedes⸗ 
malige Reſultat derſelben Reviſionsberichte zu vollziehen, und ſolche 
insgeſammt dem naͤchſten Kommunallandtage vorzulegen. 

Den Ueberſchuß, welcher ſich Uber die dem Kaſſenfuͤhrer inftruf- 
tionsmaͤßig in Haͤnden zu laſſende Summe in der Kaſſe findet, haben 
ſie, unter Eintragung des Belaufs in das Depoſitenbuch, in den dazu 
lee großen Kaſten zu legen und unter ihren Verſchluß zu 
nehmen. , 

d. Inſofern das Land mit höherer Genehmigung Schulden kontrahirt und 
zu verzinſen hat, haben die Landkaſtensbevollmaͤchtigten nicht nur das 
ganze dabei erforderliche Negoce zu beſorgen und die Verſchreibungen 
Namens des Landes nach dem beigefuͤgten Formulare auszuſtellen, ſon⸗ 
dern auch fuͤr die Verzinſungen und die Kapitalsabzahlungen nach den 
Nee beſtaͤtigten Beſchluͤſſen der Stände gehörig, zu ſorgen. 

ndlich 

e. liegt ihnen ob, darauf zu halten, daß die Jahresrechnungen von dem 
Kaſſenfuͤhrer nach erfolgtem Abſchluſſe in der gehoͤrigen Form auf— 
gemacht und mit den Belaͤgen ihnen tempeſtive eingereicht werden. 
Dieſe Rechnungen ſind ſodann, nachdem ſie vom Landſyndikus in 
calculo nachgeſehen und atteſtirt worden, dem Kommunallandtage zur 

enauen Reviſion und Monitur vorzulegen, von welchem dann, nach 

rledigung der gemachten Erinnerungen, die Decharge zu ertheilen iſt. 
Zur Gefchäftsführung der Landkaſtensbevollmaͤchtigten gehört es: 

2) Alle ſonſtige Kommunalangelegenheiten, welche außerhalb der Zeit, wo 
der Kommunallandtag verſammelt iſt, einer Beſorgung nothwendig be⸗ 
dürfen, wahrzunehmen, und nach allgemeinen oder beſonderen Beſchluͤſſen 
des gedachten Landtages zu verwalten. 

Dahin ſind zu rechnen: ; 

a. die Vertretung und Vertheidigung dieſes Landestheils gegen die etwa 
von Einzelnen erhobenen Anſpruͤche in oder außer Geüch 
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b. die Aufficht auf alles gemeinſchaftliche Eigenthum, alſo auch die Db- 
ſorge für das landſtaͤndiſche Haus in Stralſund mit allem, was damit 
in Verbindung ſteht; imgleichen i 

c. die Ausrichtung der ihnen durch die Inſtruktion wegen Verpflegung 
der Armen in Neu-Vorpommern und Ruͤgen vom 20. Juli 1836., 
imgleichen der ihnen als Kuratoren der Irren- und Siechenanſtalt in 
Stralſund uͤbertragenen Geſchaͤfte; 

d. die Oberaufſicht auf die Archive der Provinz; 

e. die vertragsmaͤßig vorbehaltene Erkundigung nach der Behandlung der 
aus dem Lande ins Stralſundiſche Arbeitshaus abgelieferten Perſonen; 

. die Entgegennahme der von Staats- und anderen Behoͤrden an dieſen 
Landestheil ergehenden Verfuͤgungen und Mittheilungen, auf welche 
von ihnen das Erforderliche zur Ausfuͤhrung zu bringen iſt; wobei 
es ihnen unverwehrt iſt, bei Gegenſtaͤnden ihres Berufs Vorſtellungen 
an die betreffenden Staatsbehoͤrden zu richten; 

8. die Ausführung aller ihnen in Kommunalangelegenheiten vom Kom⸗ 
munallandtage, namentlich auch zur weitern Vorbereitung der dem 
erſtern zur Berathung vorliegenden Gegenſtaͤnde und der daruͤber zu 
faſſenden Beſchluͤſſe, zugehenden Auftraͤge; 

h. die Verpflichtung, den Kommunallandtag auf Gegenſtaͤnde, welche 
ihnen eine Berathung und Beſchlußnahme deſſelben zu erfordern ſchei⸗ 
nen, aufmerkſam zu machen, und desfallſige Antraͤge an denſelben 
gelangen zu laſſen; imgleichen die Entgegennahme der von Kreiſen, 
Gemeinden oder Einzelnen an den Kommunallandtag gerichteten Ein— 
gaben, welche ſie dann, zugleich mit ihren eigenen Antraͤgen, zur 
rechten Zeit vor dem Landtage dem Herrn Vorſitzenden deſſelben ein- 
zureichen haben. 

IV. Die Zuſammenkuͤnfte der Landkaſtensbevollmaͤchtigten werden in 
Stralſund gehalten, und zwar im landſtaͤndiſchen Hauſe daſelbſt, oder, info- 
fern es ſich von Reviſion der Kaſſe handelt, an dem Orte, wo die Kaſſe ſich 
befindet. 

V. Die Direktion fuͤhrt das aͤlteſte Mitglied des erſten Standes. 

VI. Inſofern es bei dieſen Verwaltungsgeſchaͤften zu Abſtimmungen 
kommen kann, entſcheidet die Mehrheit der Stimmen. Bei entſtehender Paritaͤt 
werden, wenn die beiden Stimmen des erſten Standes denjenigen der beiden 
andern Staͤnde entgegenſtehen, beide erſtere nur fuͤr eine Stimme gezaͤhlt. Wenn 
aber ein Mitglied des erſten und das Mitglied des zweiten Standes auf der 
einen, und ein Mitglied des erſten und das Mitglied des dritten Standes auf 
der andern Seite ſteht, hat der Vorſitzende das Deziſivvotum. 

VII. Die Zuſammenkuͤnfte der Landkaſtensbevollmaͤchtigten finden regel- 
mäßig alle drei Monate an dem zur Kaſſenreviſion beſtimmten Monatstage 
Statt; es konnen aber auch außerdem außerordentliche Verſammlungen, wenn 
es die Nothwendigkeit erfordert, von dem Dirigenten angeſetzt werden, von 
welchem dann die Konvokation dazu ausgeht. ; 

Da die Zuſammenkuͤnfte der ſaͤmmtlichen Landkaſtens bevollmächtigten zu 
den monatlichen und extraordinairen Kaſſenreviſionen unverhaͤltnißmaͤßige Koſten 
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verurfachen würde, jo iſt folche in der Regel von einem Mitgliede derfelben, 
nach einem unter ihnen von drei zu drei Monaten ſtattfindenden Wechſel und 
unter Zuziehung des Landſyndikus, auszufuͤhren, ſowie denn auch derjenige, 
welcher in dieſer Hinſicht zur Zeit fungirt, alle Anweiſungen auf Ausgaben, 
welche an und fuͤr ſich etatsmaͤßig ſind, unter Kontraſignatur des Landſyndikus 
allein zu vollziehen und bei der naͤchſten Zuſammenkunft des Pleni zur Geneh- 
migung vorzulegen hat, wogegen Anweiſungen auf außerordentliche Ausgaben 
außerhalb des Etats nur von den Landkaſtensbevollmaͤchtigten gemeinſchaftlich 
ausgeſtellt werden duͤrfen; daher, wenn ſolches nicht bis zur naͤchſten Zuſammen— 
kunft des Pleni ausgeſetzt werden kann, die Anweiſungen den nicht fungirenden 
abweſenden Mitgliedern zur Pruͤfung und eventuellen Vollziehung zuzuſenden 
find. Von den fuͤnf Schluͤſſeln zu dem großen, nach dem Obigen zur Auf: 
bewahrung der uͤberſchuͤſſigen baaren Geldmittel beſtimmten Geldkaſten hat der 
fungirende Landkaſtensbevollmaͤchtigte zwei in ſeinem Verwahrſam und ſolche 
beim Wechſel an ſeinen Nachfolger abzugeben, zwei ſind dem Landſyndikus 
und der fuͤnfte dem Mandatair anvertraut. 

VIII. Bei allen Geſchaͤftsfuͤhrungen der Landkaſtensbevollmaͤchtigten hat 
der Landſyndikus demſelben, ſeiner Inſtruktion gemaͤß, Beiſtand zu leiſten. 

Zur Kaſſenfuͤhrung iſt der Landkaſtensmandatair beſtellt, welchem zur Zeit, 
mit Vorbehalt der Wiederbeſetzung des erledigten Landesexekutor-Dienſtes, auch 
die Beitreibung der Ruͤckſtaͤnde durch die demſelben untergeordneten Exequenten 
aufgetragen iſt. Zur Aufwartung iſt ein Kaſſendiener angenommen. 

Alle dieſe Beamte und Bediente find für pflichtmaͤßige Amts - und 
Dienſtfuͤhrung den Landkaſtensbevollmaͤchtigten verantwortlich. Die beiden zuerſt 

enannten Beamten, ſowie auch der Landesexekutor, falls deſſen Beſtellung 
noͤthig erachtet werden ſollte, werden von dem Kommunallandtage erwaͤhlt und 
mit Geſchaͤftsinſtruktion verſehen; die Annahme der Exequenten und des Kaſſen— 
dieners aber bleibt den Landkaſtensbevollmaͤchtigten uͤberlaſſen. 

IX. Jeder Landkaſtensbevollmaͤchtigte erhaͤlt fuͤr ſeine Muͤhewaltung und 
zur Verguͤtung der Koſten fuͤr jeden Tag, welchen er den ihm als ſolchen 
obliegenden Geſchaͤften an dem Verſammlungsorte widmen muß, drei Thaler 
Preußiſch Courant Diäten und an Reiſekoſten für jede Meile der Hin- und 
Zuruͤckreiſe einen Thaler zehn Silbergroſchen aus der ſtaͤndiſchen Kommunalkaſſe. 

X. Alle Jahre haben die Landkaſtensbevollmaͤchtigten dem Kommunal⸗ 
Landtage uͤber ihre Geſchaͤftsfuͤhrung waͤhrend des verfloſſenen Jahres einen 
umfaſſenden Bericht zu erſtatten. 

Stralſund, den 20. November 1843. 


Zum Neu-⸗Vorpommerſchen Kommunallandtage verſammelte Stände. 
M. Fuͤrſt zu Putbus. 


v. ZC. Gr. v. Kraſſow. v. Keffenbrinck. Gr. v. Bismark-Bohlen. 
C. G. Schwing. W. Ziemßen. Braun. Ockel. Vahl. Scheven. 


(Or. 281 — 2632.) For⸗ 
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der Neu-Vorpommerſchen Landkaſtenswechſel. 


Stralſund, den 


ey Rthlr. Preuß. Cour. 


Nach einer ſechs monatlichen, beiden Theilen frei bleibenden - 

(oder in Termino ) zahlen wir unterzeichnete Bevollmaͤchtigte des 
Neu-Vorpommerſchen Landkaſtens für Rechnung der Landestheile Neu-Vor⸗ 
pommern und Ruͤgen gegen dieſen Wechſel an N. N. oder deſſen Order die 
Summe von Rthlr. geſchrieben˖n ..... Thalern Preuß. 
Cour. nach dem Muͤnzfuße von 1764., und verzinſen ſolche bis zum Abtrage 
alljährlich mit ..... Prozent. Wir haben dieſes Kapital für die Landeskaſſe 
baar und richtig angeliehen erhalten und zu .... (3. B. zu den Koſten der 
Erbauung und Einrichtung eines ſtaͤndiſchen Irrenhauſes hieſelbſt) verwendet, 
und ſetzen kraft habender Vollmacht für Kapital und Zinſen geſammte Lan- 
desmittel zur Hypothek ein. 


N. N. N. N. N. N. | N. N. 
(L. S.) 


(Nr. 2532.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 15. November 1844., in Betreff der bei den 
Eintriebe auslaͤndiſchen Rindviehes zu beobachtenden Schutzmaßregeln. 


Ai Ihren Bericht vom 29. v. M. will Ich die im H. 14. des Patents 
wegen Abwendung der Viehſeuchen ꝛc. vom 2. April 1803. in Beziehung auf 
den Eintrieb ausländifchen Rindviehes angeordneten Schutzmaßregeln hierdurch 
aufheben; jedoch verbleibt es hinſichtlich des Eintriebes von Rindvieh der Step⸗ 
pengattung in die Öftlichen Provinzen der Monarchie, fo wie im Falle des Aus⸗ 
bruches der Rindviehſeuche in einem Nachbarſtaate hinſichtlich des Eintriebes 
von Rindvieh uͤberhaupt, bei den Vorſchriften der Verordnung vom 27. Maͤrz 
1836. — Dieſe Beſtimmungen ſind durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 15. November 1844. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Eichhorn, Grafen v. Arnim und Flottwell. 


(Fr. 2533,) 
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(Nr. 2533.) Verordnung, betreffend den Geſchaͤftsgang und Inſtanzenzug bei den Ausein⸗ 
anderſetzungsbehoͤrden. Vom 22. November 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Verbeſſerung des Geſchaͤftsganges und Inſtanzenzuges bei den 
Auseinanderſetzungsbehoͤrden, auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums, fuͤr 
diejenigen Landestheile, in denen die Verordnungen vom 20. Juni 1817. und 
30. Juni 1834. Geſetzeskraft haben, was folgt: 


§. 1. 

Jede Generalkommiſſion und jedes Spruchkollegium für landwirthſchaft⸗ Beſtimmun⸗ 
liche Angelegenheiten ſoll, einſchließlich des Dirigenten, aus mindeſtens fuͤnf gen in Anſe⸗ 
Mitgliedern beſtehen, deren Mehrzahl zum Richteramte qualifizirt fein muß. ) der erſten 

$. 2. . 

Jedes Mitglied der Generalkommiſſionen und Spruchkollegien hat bei 
den Berathungen, ohne Unterſchied des Gegenſtandes, eine entſcheidende Stimme. 
Die bisherige Beſchraͤnkung des Stimmrechts der Ober-Kommiſſarien und tech⸗ 
niſchen Mitglieder wird hierdurch aufgehoben. 

Den Huͤlfsarbeitern ſteht ein Stimmrecht nur in den von ihnen bearbei⸗ 
teten Sachen zu; doch iſt der Miniſter des Innern befugt, denjenigen Huͤlfs⸗ 
Arbeitern, welche die vorſchriftsmaͤßige techniſche Qualifikation erworben haben, 
ein volles Stimmrecht beizulegen. 

§. 3. 


Die nach H. 5. der Verordnung wegen Vereinigung der General: 
Kommiſſionen zu Koͤnigsberg und Marienwerder mit den Regierungen der 
Provinz Preußen vom 30. Juni 1834. in den genannten beiden Staͤdten 
errichteten Juſtizdeputationen ſollen aufgeloͤſt und ſtatt ihrer ſoll bei jeder der 
Regierungen zu Koͤnigsberg, Marienwerder, Gumbinnen und Danzig ein 
Spruchkollegium errichtet werden, dem in erſter Inſtanz die Entſcheidung aller 
Streitigkeiten in den zum Reſſort der Auseinanderſetzungsbehoͤrde gehörigen 
Sachen zusteht, und zwar ohne Unterſchied ſowohl des Gegenſtandes des Streits 
als des hinſichtlich deſſelben in der hoͤheren Inſtanz zulaͤſſigen Rechtsmittels. 

Dieſe Kollegien ſind aus denjenigen Beamten, welche bei den genannten 
Regierungen die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bearbeiten, und, ſoweit 
es zur Erganzung der nach K. 1. erforderlichen Zahl nöthig iſt, aus den uͤbri⸗ 
jen eg der betreffenden Regierung und denen des am Orte befind⸗ 
ichen Ober⸗Landesgerichts oder Land- und Stadtgerichts, zuſammenzuſetzen. 

Die Beſtimmungen tiber dieſe Ergänzung, ſowie über die Ernennung 
der Dirigenten der Spruchkollegien, ſind von den Miniſtern der Juſtiz und 
des Innern gemeinſchaftlich zu treffen. Eben fo wird von denſelben der Zeit 
punkt, mit welchem dieſe Spruchkollegien anſtatt der aufzuloͤſenden Juſtiz⸗ 

(Nr. 2833.) Depu⸗ 
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Deputationen in Wirkſamkeit treten, beſtimmt und durch die Amtsblaͤtter 
bekannt gemacht werden. | 


$ 4. 


Die Generalkommiſſionen und Spruchkollegien haben ihre Deſinitiv⸗ 
Entſcheidungen fortan in der fuͤr richterliche Erfenniniff Be E 
abzufaſſen. Zur Gultigkeit derſelben ift die Theilnahme von wenigſtens drei 
ſtimmberechtigten Mitgliedern erforderlich. 

§. 5. 

In Anſehung der bei Auseinanderſetzungen vorkommenden Streitigkeiten 
über Beſitzs, Nutzungs⸗ und Verwaltungsverhaͤltniſſe verbleibt es bei der Vor⸗ 
ſchrift des $. 36. der Verordnung vom 30. Juni 1834., nach welcher inte⸗ 
rimiſtiſche Entſcheidungen uͤber Streitigkeiten dieſer Art auch von den Spezial⸗ 
Kommiſſarien getroffen werden koͤnnen. 

Dagegen ſoll uͤber Streitigkeiten wegen Gegenſtaͤnde anderer Art nicht 
mehr, wie es der H. 154. der Verordnung vom 20. Juni 1817. geſtattete, durch 
die Spezialkommiſſarien entſchieden werden. i 

Gegen die von den Letzteren nach $. 36. der Verordnung vom 30. Juni 
1834. getroffenen interimiſtiſchen Entſcheidungen iſt der Rekurs an die General⸗ 
N oder Spruchkollegien, außerdem aber kein ferneres Rechtsmittel 
zuläffig. 


Wë 6. 


Die Generalkommiſſionen und Spruchkollegien find befugt, indem fie auf 
DN den eines Gegenſtandes der Auseinanderſetzung erkennen, dabei zugleich 
feſtzuſetzen: 

daß dieſe Ausfuͤhrung, ungeachtet des gegen das Erkenntniß etwa ein- 

zuwendenden Rechtsmittels, ſtattfinde. 
Eine ſolche Feſtſetzung kann aber nur dann geſchehen, wenn aus den Um⸗ 
ſtaͤnden erhellet, 

a. daß aus einem längeren Aufſchub der Ausfuͤhrung, fuͤr die Partei, welche 
ſolche verlangt, ein erheblicher und uͤberwiegender Nachtheil erwachſen 
wuͤrde, und zugleich 

b. daß der Gegenpartei fir den ihr aus der fruͤheren Ausfuͤhrung entſte⸗ 
henden Nachtheil Entſchaͤdigung gewaͤhrt werden kann. 

Die Auseinanderſetzungsbehoͤrde hat jedoch, wenn in Gemaͤßheit einer ſolchen 
Feſtſetzung die Ausfuͤhrung noch vor der Entſcheidung zweiter Inſtanz erfolgt, 
zu eroͤrtern und zu den Akten ihr Gutachten abzugeben: 
ob und in wie weit eine Abaͤnderung des durch die Ausführung begruͤn⸗ 
deten Zuſtandes ohne uͤberwiegende Nachtheile noch zulaͤſſig ift? 
damit die Spruchbehoͤrde zweiter Inſtanz hiernach ihre Entſcheidung treffen koͤnne. 
Der F. 63. der Verordnung vom 30. Juni 1834. wird aufgehoben und 
der g. 203. der Verordnung vom 20. Juni 1817. dem Vorſtehenden gemaͤß 
abgeaͤndert. | 


SS, 


—— 2 sul 
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Die zu den Entſcheidungen zweiter Inſtanz in den Auseinanderſetzungs⸗ 
Sachen jetzt zu Berlin, Koͤnigsberg, Marienwerder, Stettin, Magdeburg, Bres— 
lau, Muͤnſter und Poſen beſtehenden Reviſionskollegien ſollen aufgeloͤſt werden, 
und ſaͤmmtliche denſelben bisher aufgetragene Geſchaͤfte auf ein fuͤr die ganze 
Monarchie zu errichtendes a 

„Reviſionskollegium für Landeskulturſachen“ 
uͤbergehen. Den Zeitpunkt dieſer Veraͤnderung haben die Miniſter der Juſtiz 
und des Innern zu beſtimmen und durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machen. 
. §. 8. f 

Das Reviſionskollegium für Landeskulturſachen ſoll aus einem Praͤſiden⸗ 
ten und mindeſtens acht Mitgliedern beſtehen. Der Praͤſident und ſaͤmmtliche 
Mitglieder muͤſſen mit der landwirthſchaftlichen Gewerbslehre vertraut, und die 
Mehrzahl derſelben muß zum höheren Richteramte qualifizivt fein, 

Sowohl der Praͤſident als die Mitglieder werden von Uns ernannt. 
Erſtere auf den Vorſchlag des Staatsminiſteriums, Letztere auf den Vorſchlag 
der Miniſter der Juſtiz und des Innern. Dieſe Minifter koͤnnen indeſſen ge— 
meinſchaftlich das Kollegium, im Fall eines voruͤbergehenden Beduͤrfniſſes, 
durch ſolche Huͤlfsarbeiter verſtaͤrken, welche die fuͤr die Mitglieder erforderliche 
Qualiſikation beſitzen. | 


H. 9. 


Jedes Mitglied des Reviſionskollegiums hat bei den Berathungen ohne 
Unterſchied des Gegenſtandes, eine entſcheidende Stimme; ein Gleiches gilt 
von den nach H. 8. dem Kollegium zugeordneten Huͤlfsarbeitern. Die Stimme 
des Vorſitzenden giebt bei Stimmengleichheit den Ausſchlag. 


§. 10. 


Dem Rerviſionskollegium ſteht in derſelben Art und Ausdehnung, wie 
den Generalkommiſſionen und Spruchkollegien erſter Inſtanz, uͤber alle zu ſei⸗ 
ner Kognition gelangende landwirthſchaftliche Gegenſtaͤnde ein ſelbſtſtaͤndiges 
Urtheil zu, wobei daſſelbe die Gutachten der vernommenen Sachverſtaͤndigen 
nur nach Maßgabe der daruͤber beſtehenden allgemeinen Grundſaͤtze zu be 
achten hat. 

Der H. 31. der Verordnung vom 20. Juni 1817. und der $. 14. der 
Verordnung vom 30. Juni 1834. treten mit dem Zeitpunkt, wo das Reviſions⸗ 
Kollegium ſeine Wirkſamkeit beginnt, außer Anwendung. 


$. 17, 


Das Reviſionskollegium hat in Anſehung der Wahrnehmung der landes— 
polizeilichen und ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſen gleiche Befugniſſe und Ber 
flichtungen, wie die Generalkommiſſionen. Daſſelbe hat dagegen die auf das 
Vermoͤgen der Korporationen und öffentlichen Anſtalten ſich beziehenden Rechte, 
desgleichen die dem Staate zuſtehenden Patronatsrechte nicht von Oberaufſichts⸗ 
Jahrgang 1845. (Nr. 2533.) 4 wegen 


2) der zweiten 
Satans; 
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wegen wahrzunehmen, ſondern dieſes den betreffenden Verwaltungsbehoͤrden zu 
überlaffen und Letzteren nur, wo es auf die Wahrnehmung ſolcher Rechte 
ankommt, Nachricht zu geben. 


$. 12. 


Bei Bedenken uͤber die Entſcheidung ſolcher Gegenſtaͤnde, welche landes⸗ 
polizeiliche oder ſtaatswirthſchaftliche Intereſſen beruͤhren, A B. wenn es ſich 
um Vertheilung oder Sicherſtellung von Steuern, Sozietaͤts- oder Kommunal- 
Abgaben und Laſten, um Veraͤnderung oder Unterhaltung von Landſtraßen, 
Öffentlichen Fluͤſſen und deren Ufer, um Vertheilung von Korporations- und 
Gemeindevermoͤgen handelt, bleibt es dem Ermeſſen des Reviſionskollegiums 
überlaffen, zuvor, nach Anleitung des F. 102. des Anhangs zur Allgemeinen 
Gerichtsordnung, ein Gutachten der betreffenden Verwaltungsbehoͤrde einzuholen. 


F. 13. 


Berichtigungen und Ergaͤnzungen der Inſtruktion koͤnnen auch in zweiter 
Inſtanz von der pruchbehoͤrde auf den muͤndlichen Vortrag eines Referenten 
angeordnet werden. 


F. 14. 


Von dem Zeitpunkte ab, mit welchem das nach F. 7. zu errichtende 
Reviſionskollegium in Wirkſamkeit tritt, ſoll das gegen Erkenntniſſe der General— 
Kommiſſionen und Spruchkollegien bisher zulaͤſſig geweſene Rechtsmittel des 
Rekurſes an das Miniſterium des Innern nicht ferner Statt finden vielmehr 
ſind alsdann auch diejenigen Beſchwerden der Parteien, uͤber welche jetzt von 
dem gedachten Miniſterium im Rekursverfahren zu entſcheiden iſt, nach Maß⸗ 
gabe ihres Gegenſtandes, im Wege entweder der Appellation, oder des im 
Artikel I. Nr. 2. und 3. der Deklaration vom 6. April 1839. beſtimmten Re⸗ 
kurſes und zwar ſtets durch Entſcheidung des Reviſionskollegiums zu erledigen. 

Im llebrigen verbleiben dem Minifterium des Innern alle bisherige aus 
dem Aufſichtsrechte uͤber die Auseinanderſetzungsbehoͤrden herfließende Befugniſſe. 


H. 15. 


Wer ſich durch ein Erkenntniß erſter Inſtanz, welches die Landabfindung 
oder andere in Naturalobjekten beſtimmte Ausgleichungspunkte und Vorbehalte 
des Auseinanderſetzungsplans oder den Zeitpunkt der Ausführung betrifft, für 
verletzt hält, kann zwar auch ferner feine Beſchwerden und Antraͤge, entweder 
auf Abaͤnderung dieſer Feſtſetzungen oder allein auf eine Entſchaͤdigung in Kapital 
oder Rente richten, ingleichen beiderlei Anträge alternativ und eventuell anbrin- 
gen; indeß ift in dem einen wie in dem andern Falle nur die Appellation oder 

as im Artikel I. Nr. 2. der Deklaration vom 6. April 1839. bezeichnete 
Rechtsmittel des Rekurſes zuläſſig, auch kann die Verbindung beider Antraͤge 
noch waͤhrend der Inſtruktion des Rechtsmittels und, ſoweit nicht die allge⸗ 
meinen Prozeßvorſchriften eine Abweichung geſtatten, mit der Wirkung Statt 
finden, daß jene Antraͤge gleichzeitig eroͤrtert und entſchieden werden lz 

4 er 
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Der Richter zweiter Inſtanz iſt jedoch an die Anträge der Parteien nicht 
unbedingt gebunden, ſondern kann davon in den Faͤllen abweichen, wo die ihm 
obliegende ahrnehmung des landespolizeilichen und ſtaatswirthſchaftlichen Fn 
tereſſes ſolches erforderlich macht; namentlich kann er Entſchaͤdigungen in Ka⸗ 
pital oder Rente feſtſetzen, wenn auch die Antraͤge der Parteien nur auf Ge⸗ 
waͤhrung von Naturalobjekten gerichtet find. Desgleichen kann er die Eroͤrte⸗ 
rung von Entſchaͤdigungsanſpruͤchen, ingleichen von Nebenpunkten, ſelbſt wenn 
dieſe Theilnehmungsrechte betreffen, ausnahmsweiſe ad separatum verweiſen. 

Vorſtehende Beſtimmungen treten jedoch erſt alsdann in Kraft, wenn 
das nach $. 7. zu errichtende Reviſionskollegium ſeine Wirkſamkeit begonnen 
hat; auch werden mit dieſem Zeitpunkte die entgegenſtehenden Vorſchriften der 
$$. 48. bis 50 der Verordnung vom 30. Juni 1834. hierdurch aufgehoben. 


$. 16. 


Die Vorſchrift des $. 189. der Verordnung vom 20. Juni 1817. wird 
dahin abgeaͤndert, daß der Spruchrichter die erſt in zweiter Inſtanz vorgekom⸗ 
menen neuen Punkte, nach Befinden, zur Ce erg in erſter Inſtanz 
verweiſen kann. 

$. 17. 

Die in den $$. 82. bis 85. der Verordnung vom 20. Juni 1817. ent- 
haltenen Beſtimmungen in Betreff der Verhandlungen uͤber Gegenſtaͤnde von 
gemeinſchaftlichem Intereſſe ſind auch in der zweiten Inſtanz maßgebend. 

§. 18. 
Die Inſtruktion der zweiten Inſtanz kann auch einem Spezialkommiſſa⸗ 
nus, der nicht Juſtizbedienter iſt, aufgetragen werden. Die entgegenſtehende 
Vorſchrift des $. 185. der Verordnung vom 20. Juni 1817. wird aufgehoben. 


$. 19. 


Ob in dem Falle, wenn der in zweiter Inſtanz zugezogene Oekonomie— 
Kommiſſarius von der Anſicht des in erſter Inſtanz zugezogenen abweicht, die 
im H. 187. der Verordnung vom 20. Juni 1817. vorgeſchriebene Verhandlung 
zwiſchen bieten beiden Oekonomiekommiſſarien nothwendig ſei, bleibt der Beur- 
theilung der Auseinanderſetzungsbehoͤrde und dem Reviſionskollegium uͤberlaſſen. 

$. 20. 

Der Kommiſſarius zweiter Inſtanz hat auch in denjenigen Faͤllen, in 
welchen es der Regulirung eines Status causae et controversiae oder ſeines 
Gutachtens nicht bedarf, eine Darſtellung des Sachverhältniffes, in welcher ins⸗ 

eſondere der Zuſammenhang des Rechtsſtreits mit dem Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren zu erlaͤutern iſt, zu den Akten zu bringen und ſolche in der Regel 
en Parteien und zwar im Schlußtermine zur Erklarung vorzulegen. 


§. 2. 


„%, Hinſichtlich des Umfangs, in welchem die Vorſchriften Aber die Rechts- 3) der dritten 
mittel der Reviſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde auf Auseinanderſetzungsſachen Man; 
(Nr. 2533 — 2534.) 4 * An⸗ 


4) der Koſten. 


E "` SE 


Anwendung finden, verbleibt es uberall bei den Beſtimmungen der Order vom 
15. Maͤrz 1834. 
e S. . 


Die dem Geheimen Ober-Tribunal zur Entſcheidung uͤber die Reviſion 
oder Nichtigkeitsbeſchwerde vorzulegenden Akten ſind von den Auseinander⸗ 
ſetzungsbehoͤrden nicht mehr, wie es H. 53. der Verordnung vom 30. Juni 1834. 
beſtimmte, dem Miniſterium des Innern, ſondern unmittelbar jenem Gerichts⸗ 
hofe einzureichen. 

8 


Alle bisherige den Koſtenpunkt in der Appellationsinſtanz betreffende Vor⸗ 
ſchriften finden kuͤnftig auch auf diejenigen Sachen Anwendung, in denen die 
Appellation erſt in Folge gegenwaͤrtiger Verordnung zuläffig geworden iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck- 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben, Charlottenburg, den 22. November 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. Muͤhler. Rother. Eichhorn. v. Thile. o. Savigny. 
Frh. v. Buͤlow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
Gr. v. Arnim. Flottwell. 


(Nr. 2534.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 3. Januar 1845., bezüglich auf das Geſetz, 
die Zertheilung von Grundſtuͤcken und die Gruͤndung neuer Anſiedelungen 
von demſelben Tage betreffend. 


A 

uf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 16. v. M. will Ich nach der 
Anſicht der Majorität deſſelben von einer nochmaligen Vernehmung der Staͤnde 
uͤber den Entwurf zu dem Geſetze, betreffend die Zertheilung von Grundſtuͤcken 
und die Gruͤndung neuer Anſiedelungen, Abſtand nehmen. Das Staatsmini⸗ 


ſterium empfängt daher dieſes Geſetz, von Mir vollzogen, in der Anlage zuruck, 


um daſſelbe durch die Geſetzſammlung zu publiziren. 


Berlin, den 3. Januar 1845. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. | 


(Nr. 2335.) 
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(Nr. 2535.) Geſetz, betreffend die Zertheilung von Grundſtuͤcken und die Gründung neuer e eh = 6 
Anſiedelungen. Vom 3. Januar 1845. . ehe bee, r. meg, 
5 Zë En SM far [BSD å a Gef ... 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König 2 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Beſeitigung der Uebelſtände, welche aus der Zerſtuͤckelung von 
Grundſtuͤcken und aus der Gründung neuer Anſiedelungen ohne gleichzeitige Regu— 
lirung der Abgaben- und Kommunalverhaͤltniſſe entſtehen, nach Anhörung Unſerer 
getreuen Staͤnde, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach ver⸗ 
nommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, fuͤr die Provinzen Preußen, Bran- 
denburg und Pommern, jedoch mit Ausſchluß von Neu-Vorpommern, ſowie 
fuͤr die Provinzen Schleſien, Poſen und Sachſen, was folgt: 
aysz, 


(NN e 


Dem gegenwärtigen Geſetze find alle Arten von Grundflücen unterworfen, . — . 
mit Ausnahme der Gebäude, Bauplaͤtze, Hofſtellen und Gärten innerhalb einer “+ eee e, 
Stadt oder Vorſtadt. ee ene 


eue bif Feen See 


2 
H. =. de deit ham irak . Adi. dör 


oder Grundſtuͤcke, welche Zubehör eines andern Grundſtuͤcks find, von dieſem o Sa 2 4.25 IR 
abgetrennt werden follen, fo muß der Vertrag vor demjenigen Gericht, welches „ 
das Hypothekenbuch des Grundſtuͤcks zu führen hat, oder vor einem Kommiſſa⸗ FF 22 
rius dieſes Gerichts geſchloſſen werden. eee zn eee 

: Zur Aufnahme von Verträgen dieſer Art über Grundſtuͤcke, deren Hypo- 4 Anis ron 
„ thekenbuch von einem Obergericht geführt wird, iſt auch der betreffende Kreis, = A 
Juſtizrath ermaͤchtigt. In denjenigen Obergerichtsbezirken, wo Kreis⸗Juſtizraͤthe Serke muß das 

nicht vorhanden find, hat das Obergericht für jeden Kreis zur Aufnahme folcher T een. 
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‚Verträge einen Kommiſſarius ein- für allemal zu beitellen. a ag DR dei 
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22992 
Sind die Vorſchriften des H. 2. nicht beobachtet, fo iſt der Vertrag 7, a 
` e £ ` ` IQ; III ar Kader 
nichtig und hat demnach auch unter den Kontrahenten Feine rechtliche Wirkung — 
d $. 4. Ke. eet ue a 
| o ja dan Farag Une in SR Uf I 
| Die Aufnahme des Vertrages (F. 2.) darf erſt dann erfolgen, wenn der zer Zus ar 
Veräußernde entweder , 
1) feinen Beſitztitel bereits in das Hypothekenbuch hat eintragen laſſen, oder „ e 
2) ſchon ein Jahr lang ſich im Beſitz des Grundſtuͤcks befindet, und bey)! 3 
Aufnahme des Vertrages gleichzeitig die Berichtigung feines Befigtitels” = 2 
beantragt. ee 
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3 Tel Se? S Ber Hypothekenrichter hat alsdann dieſe Berichtigung für den Veraͤußernden 
— erforderlichen Falls nach der Vorſchrift der Order vom 6. Oktober 1833. (Ge: 
— — ſetzſammlung de 1833. Seite 124.) zu betreiben. 
* 
Die Beſtimmungen der $$. 2— 4. finden keine Anwendung 
1) bei Grundſtuͤcken, welche ſich im landesherrlichen oder fiskaliſchen Beſitze, 
oder unter unmittelbarer Verwaltung der Staatsbehoͤrden, ingleichen bei 
ſolchen Grundſtuͤcken, welche ſich im Beſitze einer Kirche, Pfarre, oder 
einer andern geiſtlichen Stiftung, ſowie einer Schule oder Armenanſtalt 
befinden; 
2) bei den außerhalb einer Stadt oder Vorſtadt (H. 1.), auf der ſtaͤdtiſchen 
Feldmark gelegenen Grundſtuͤcken; 
3) bei Theilung von Grundſtuͤcken zwiſchen Miterben oder ſolchen Mit: 
eigenthuͤmern, deren Gemeinſchaft ſich nicht auf Vertrag gründer; 
4) bei Ueberlaſſung einzelner Theile von Grundſtuͤcken Seitens der Eltern 
an ihre Kinder oder weitere Abkömmlinge; 
5) bei Grundſtuͤcken, welche einer Expropriation, zum Zweck der Anlage 
von Chauſſeen, Eiſenbahnen, Kanaͤlen u. ſ. w. unterworfen ſind, ohne 
Unterſchied, ob die Veräußerung ſelbſt durch Expropriation oder durch 
freien Vertrag bewirkt wird; f 
6) bei Theilungen von Grundſtuͤcken, welche durch eine gutsherrlich-ñaͤuerliche 
Regulirung, eine Ablöfung von Dienften, Natural- und Geldleiſtungen, 
oder eine Gemeinheitstheilung veranlaßt werden, oder bei Gelegenheit 
ſolcher Geſchaͤfte (§. 8. der Verordnung vom 30. Juni 1834.) vor: 
kommen. 
$. 6. 
Jeder Erwerber eines Trennſtuͤcks (H. 2.) iſt verpflichtet, feinen Beſitz⸗ 
titel berichtigen zu laſſen. Wer dieſer Verpflichtung nicht genügt, iſt dazu von 
Amtswegen in dem durch die Order vom 6. Oktober 1833. (Geſetzſammlung 
de 1833. Seite 124.) vorgeſchriebenen Wege anzuhalten. 
Dieſe Beſtimmung findet auch auf die Erwerber von Trennſtuͤcken in den 
im H. 3. bezeichneten Faͤllen Anwendung. 
Ausgenommen hiervon bleiben jedoch Fiskus, Kirchen, Pfarren, geiſtliche 
Stiftungen, Schulen und Armenanſtalten, ſo wie diejenigen, welche in den 
Faͤllen des H. 5. Nr. 5. Trennſtuͤcke erworben haben. 
Lage 7 
Die Abſchreibung der Trennſtuͤcke im Hypothekenbuche, fo wie deren 
Uebertragung auf ein anderes Folium und die Berichtigung des Beſitztitels 
fuͤr den Trennſtuͤckserwerber, darf in allen Faͤllen erſt dann geſchehen, wenn 
uvor: | 
4 1) die auf dem dismembrirten Grundſtuͤck haftenden, oder in Ruͤckſicht auf 
deſſen Beſitz zu entrichtenden Abgaben und Leiſtungen, welche die 
Natur öffentlicher Laſten haben, einſchließlich der aus dem a: 
irchen- 


r 


we" E ` 


Kirchen⸗, Pfarr: oder Schulverbande entfpringenden oder fonftigen Kor: 
porationd oder Sozietaͤslaſten ($. 9. a. bis f.) definitiv oder interimi⸗ 
ſtiſch vertheilt ($$. 20. und 23.) und die das Grundſtuͤck betreffenden 
und auf deſſen Beſitz ſich gruͤndenden Kommunal- und Sszietaͤtsverhaͤlt⸗ 
niſſe definitiv oder interimiſtiſch regulirt ſind; 

2) der Vorſchrift des $. 91. Titel 2. der Hypothekenordnung genügt iſt, 
wonach vom Hypothekenrichter wegen eines mit den eingetragenen Real: 
berechtigten und Hypothekenglaͤubigern zu vermittelnden Regulativs ver— 
handelt werden muß. 


H. 8. | ; 


Die Regulirung der im F. 7. zu 1. bezeichneten Verhaͤltniſſe liegt dem 
Landrathe und fuͤr die Feldmarken derjenigen Staͤdte, welche keinem Kreiſe 
angehören, dem Magiſtrate ob, jedoch unbeſchadet der in einzelnen Landes— 
theilen den ſtaͤndiſchen Behoͤrden zuſtehenden Steuerregulirung. 
Der Landrath iſt befugt, die Regulirungsverhandlung der Ortsobrigkeit 
zu uͤbertragen. 
In Anſehung der Theilungen von Grundſtuͤcken, welche bei gutsherrlich- 
baͤuerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen oder Abloͤſungen vorkommen, 
verbleibt die Regulirung der im H. 7. zu 1. und 2. bezeichneten Verhaͤltniſſe 
den Auseinanderſetzungsbehoͤrden nach Maßgabe der daruͤber beſtehenden 
Vorſchriften. 


H. 9. 


Bei Regulirung der im F. 7. Nr. 1. bezeichneten Verhaͤltniſſe ſind außer 
den Kontrahenten auch die ſonſt dabei Betheiligten mit ihren Erklaͤrungen zu 
bören, insbeſondere 


a. die Gutsherrſchaft, ſofern ihr Gerichtsbarkeit oder das Recht zur Polizei— 
verwaltung zuſteht, 

b. die Kirche, 

c. die Pfarre, 

d. die Schule, 

e. die Gemeinde, 

1. die ſonſt dabei betheiligten, unter Aufſicht des Staats ſtehenden Inſtitute 
oder Geſellſchaften, z. B. Deichverbaͤnde. ä 


Das hinſichtlich der Steuervertheilung obwaltende Intereſſe des Staats und 
ſtaͤndiſcher Kaſſen iſt von den das Regulirungsgeſchaͤft leitenden Behoͤrden von 
Amtswegen wahrzunehmen. 


$. 10. 


Die von dem Landrathe oder in ſeinem Auftrage von der Ortsobrigkeit, 
3 die von dem Magiſtrate ($. 8.) aufgenommenen Regulirungs⸗Proto⸗ 
kolle haben die Beweiskraft öffentlicher außergerichtlicher Urkunden, ſofern bei 
ihnen diejenige Form beobachtet worden, welche in dem F. 129. Tit. 10. TA. I. 
der Allgemeinen Gerichtsordnung, in den H. 68. bis 74. n zu 

(Nr. 2535.) er⸗ 


Le 


E SEI 


derfelben und in der Order vom 20. Juni 1846, (Geſetzſammlung de 1816. 
Seite 203.) vorgeſchrieben iſt. 


n 


Die 3 der Grundſteuern erfolgt nach den daruͤber beſtehenden 
Grundſaͤtzen; durch Verabredungen der Parteien kann darin nichts geaͤndert 
werden. Seed 

. 12. 


Geld⸗ und Naturalabgaben, fo wie andere Leiſtungen, find auf die ein- 
zelnen Theile des Grundſtuͤcks nach deren Ertragswerth oder Flaͤchenraum ver⸗ 
haͤltnißmaͤßig zu vertheilen. Die Vertheilung nach dem Ertragswerthe muß 
jedoch unbedingt eintreten, wenn bei einer Vertheilung nach dem Flaͤchenraum 
die nachhaltige Leiſtung der Theilabgaben nicht genuͤgend geſichert ſein wuͤrde. 


§. 13. 
Sollte bei einer Vertheilung von Hand- oder Spanndienſten oder anderen 


in Handlungen beſtehenden Leiſtungen nach dem im F. 12. beſtimmten Verhaͤlt⸗ 
niſſe die nachhaltige Erfuͤllung dieſer Verpflichtungen nicht genuͤgend geſichert 
fein, fo muͤſſen die Beſitzer der einzelnen Theile des Grundſtuͤcks — vorbehaltlich 
der unter ihnen zu treffenden Ausgleichung — jeder anderen als nothwendig 
ſich ergebenden Vertheilungsart ſich unterwerfen. In ſolchem Falle kann die 
ganze Verpflichtung ſelbſt einem Theilſtuͤcke ausſchließlich auferlegt werden. 
Dies muß geſchehen, wenn die Dienſte oder Leiſtungen ihrer Natur nach 
untheilbar ſind. 9. 40 
TE, 


Kann die nachhaltige Erfüllung der Verpflichtung zu Dienſten oder 
anderen Leiſtungen (F. 13.) weder durch eine Vertheilung auf die einzelnen 
Theilſtücke, noch dadurch geſichert werden, daß die Verpflichtung einem der 
Theilſtuͤcke ausſchließlich auferlegt wird, ſo muß die Verpflichtung in Dienſte 
oder Leiſtungen anderer Art, oder in eine Geldabgabe verwandelt und deren 
Vertheilung nach der Vorſchrift des F. 12. bewirkt werden. 

Was nach dieſen Beſtimmungen von den Beſitzern der einzelnen Theil— 
ſtuͤcke geleiſtet werden muß, iſt zur Beſchaffung der wegfallenden Dienſte oder 
Leiſtungen zu verwenden. Sind die Dienſte oder Leiſtungen nur dann zu be⸗ 
ſchaffen, wenn fie von den uͤbrigen gemeinſam Verpflichteten übernommen wer- 
den, ſo koͤnnen dieſe hierzu gegen Ueberweiſung des von den Beſitzern der Theil- 
ſtuͤcke zu leiſtenden Erſatzes angehalten werden. 


$. 15. 


Sollte in dem am Schluſſe des H. 14. erwähnten Falle die Theilung 
von Grundſtuͤcken auf den Zuſtand der Geſammtheit der Pflichtigen einen ſolchen 
Einfluß aͤußern, daß das bisherige Leiſtungsverhaͤltniß ohne Beeintraͤchtigung 
der wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſe der Pflichtigen nicht fortbeſtehen kann, fo iſt 
alsdann die Art und Weiſe neu zu ordnen, wie die Dienſte kuͤnftig zu leiſten 
oder ſtatt derſelben Geldabgaben einzufuͤhren ſind. 


$. 16. 


| S $. 16, 


0 Wird ein Grundſtuͤck getheilt, mit deſſen Beſitz die Verwaltung des 
Schulzen⸗ oder Dorfrichteramtes verbunden iſt, ſo iſt nach den Umſtaͤnden zu 
| ermeſſen, ob die Verwaltung dieſes Amtes mit dem Beſitz eines der Theile des 
Grundſtuͤcks verbunden bleiben kann. 
| Iſt dies nicht Gasse ſo muß ein auskoͤmmliches Schulzengehalt in 
Grundſtücken oder in Geld feſtgeſetzt und der Geldbeitrag nach Vorſchrift des 
H. 12. vertheilt und für die hypothekariſche Sicherſtellung geſorgt werden. 


C. 17. 


Abgaben und Leiſtungen, welche nach der Ortsverfaſſung von dem Be— 
ſitzer eines jeden Grundſtuͤcks, ohne Ruͤckſicht auf die Größe und Art deſſelben, 
zu tragen ſind, hat jeder Erwerber eines Theilſtuͤcks zu uͤbernehmen. 


H. 18. ö 


Verabredungen der Betheiligten Aber die Regulirung der in den F$. 12—17. 
erwähnten öffentlichen Abgaben, Leiſtungen und Verhaͤltniſſe koͤnnen von der Be 
hörde beſtaͤtigt werden, inſofern ſolche der Verfaſſung nicht entgegen ſind und 


die nachhaltige Entrichtung geſichert iſt. 
9. 19. 


Die Behoͤrde entwirft, nachdem ſie ſich uͤber die Sachlage vollſtaͤndig un⸗ 
ee hat, einen Plan zur Regulirung der im F. 7. Nr. 1. bezeichneten Ber: 

tniſſe. 

Ueber dieſen Plan ſind ſaͤmmtliche Betheiligte mit ihrer Erklaͤrung zu 
hoͤren. In Anſehung derjenigen, welche ſich auf die Mittheilung des Planes 
binnen einer Friſt von laͤngſtens vier Wochen nicht erklaͤren, wird angenommen, 
daß ſie gegen den Plan nichts einzuwenden haben. 

Der Regulirungsplan iſt demnaͤchſt mittelſt gutachtlichen Berichts des 
Landraths oder Magiſtrats der Regierung zur Beſtätigung einzureichen. 


H. 20. 


Ergeben ſich bei der Regulirung Streitigkeiten über die öffentlichen Ab- 
Kn und Leiſtungen oder über die Gemeinde- und Korporationsverhaͤltniſſe, fo 
ind ſolche, wenn ſie zur Erörterung im Rechtswege geeignet ſind, zur Entſchei⸗ 
ung der Gerichte zu verweiſen; eignen ſich aber dieſelben zur Feſtſtellung im 
Berwaltungswege, ſo entſcheidet daruͤber die Regierung. Dieſe iſt in beiden 
Faͤllen befugt, ein ſofort vollſtreckbares Interimiſtikum feſtzuſetzen, gegen welches 
ein Rekurs nicht ſtattfindet. 

§. 21. 


Die Regierung iſt ermaͤchtigt, in den zu ihrer Kompetenz gehörenden 

Streitigkeiten, wenn ſie es nach den Umſtaͤnden fuͤr angemeſſen erachtet, ein 
ſchiedsrichterliches Verfahren nach Maßgabe der Vorſchriften der Verordnung 
vom 30. Juni 1834. $$. 31—34. und der Juſtruktion vom 12. Oktober 1835. 

eintreten zu laſſen. 

Jahrgang 1845, (Nr. 2535.) 5 $. 22. 


Sr 


8 
§. 22. 


Gegen die definitive Entſcheidung der Regierung und gegen den von der— 
ſelben beſtaͤtigten Vertheilungsplan iſt ein Rekurs an das Miniſterium des 
Innern zulaͤſſig; dieſer muß jedoch binnen ſechs Wochen und von Seiten des 
Fiskus, ſo wie der demſelben durch Artikel XIII. der Deklaration vom 6. April 
1839. (Gefeß-Sammlung de 1839. Seite 126.) gleichgeftellten Perſonen, binnen 
zwoͤlf Wochen, von dem Tage nach Zuſtellung der Entſcheidung oder des Ver— 
theilungsplanes an gerechnet, eingelegt werden. 

Die erſte Entſcheidung oder der Vertheilungsplan kann, des eingewand— 
ten Rekurſes ungeachtet, einſtweilen in Vollzug geſetzt werden. 


§. 23. 


Der von der Regierung beſtaͤtigte oder durch Rekursentſcheidung des | 
Miniſteriums des Innern feſtgeſetzte Regulirungsplan hat die Wirkung einer | 
gerichtlich beſtaͤtigten und vollſtreckbaren Urkunde. 


$. 24. 


Erſt nach erfolgter definitiver ($. 23.) oder interimiſtiſcher (F. 20.) Res ` 
gulirung iſt der Erwerber eines Trennſtuͤcks befugt, die mit demſelben verbun⸗ 
denen ſtaͤndiſchen, Gemeinde- und anderen Korporationsrechte auszuüben, So 
lange eine ſolche Regulirung nicht erfolgt iſt, bleiben alle Theilſtuͤcke fuͤr ſaͤmmt⸗ 
liche Abgaben und Leiſtungen ſolidariſch verhaftet, welche dem ganzen Grund⸗ 
ſtuͤck oblagen, oder in Rückſich auf deſſen Beſitz entrichtet werden mußten. 


— — —— — 


§. 25. | 
11. Gründung Wenn: 
nen 1) auf einem unbewohnten Grundſtuͤck, welches nicht zu einem anderen be⸗ 
reits bewohnten Grundſtuͤck gehoͤrt, Wohngebaͤude errichtet werden ſollen, 


oder i 
2) ein ſolches Grundſtuͤck, auf dem ſich bereits Wohngebaͤude befinden, vom 

Hauptgute abgetrennt und nicht einem anderen ſchon bewohnten Grund: 

ſtuͤcke zugeſchlagen wird, CO 
fo muͤſſen nach Anhörung der Betheiligten ($. 9.) auch diejenigen Verhaͤltniſſe 
($. 7. Nr. 1.) feſtgeſtellt werden, welche aus der Gründung einer neuen Ans 
fiedlung in Beziehung auf die Gerichts- und Polizeiobrigkeit, den Gemeinde⸗, 
Kirchen- und Schulverband oder andere dergleichen Verbaͤnde entſpringen. 

In dem zu 1. gedachten Falle muß dieſe Regulirung der Aushändigun 
des Baukonſenſes, in dem Falle zu 2. der Abſchreibung des Trennſtuͤcks un 
der Berichtigung des Beſitztitels fuͤr den Erwerber vorausgehen. 


F. 20. 


Für dieſe Regulirung (F. 25.) find außer den in den $$. 8 — 24. ent: ` 
haltenen Vorſchriften noch folgende Beſtimmungen maßgebend: 

1) die Beſitzer und Bewohner der Anſiedlung haben in Beziehung auf den 
Gerichts-, Polizei-, Kirchen-, Pfarr-, Schul: und Gemeindeverband, wel⸗ 
chem ſie angehoͤren, oder nach den Geſetzen zu uͤberweiſen ſind, alle die⸗ 

jenigen 


eigen Aalen und Leiſtungen zu übernehmen, welche nach ber Ber⸗ 
„ n n, ſeichen Mitgliedern der Gemeinde obliegen, 
habe Ihrer Beſitz⸗ imd ſonſtigen Verhaltniſſe beizu⸗ 


e ber: | e 
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denn die neue Anſiedlung von andern "ee obnten Orten erde blich 
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soreährt, ſich davon als Acker wir, als Gerten "Se: ofte Anes 
för Grundfiäde zu verbindenden Gewerveberrſetes 5 g börd Anlage 
Moüßblemwerks, emer Fabrik ober eines Holzplatzes, ſelbußſtändig zu ernaͤhren. 
Nionderbeit iſt notoriſch unvermögenden oder beſcholttuen Perſonen in 
dalle die Anſiedlung in der Negel zu verſagen. 4 
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den Fallen des F. 27. bat die Behörde zu erwägen, ob durch die 1 
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und borgg-gebtumeten., in welcher Weile die Gemeinde, Kirchen 
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jenigen Abgaben und Leiftungen zu übernehmen, welche nach der Ver: 
faſſung oder Ortsobſervanz ſolchen Mitgliedern der Gemeinde obliegen, 
zahle 1 eg Maßgabe ihrer Beſitz- und fonftigen Verhaͤltniſſe beizu— 
zaͤhlen ſind; 

2) die neuen Anſiedler muͤſſen, wenn durch ihren Hinzutritt dem Gemeinde, 
Kirchen⸗, Schul- oder ſonſtigen Verbande beſondere Unkoſten oder Laſten 
entſtehen, auch dieſe tragen. 


8 D. MN 


„Die Gründung einer neuen Anſiedlung (F. 25. Nr. 1.) innerhalb einer 
ſtädtiſchen oder ländlichen Feldmark kann unterſagt werden, wenn davon Ge⸗ 
fahr fuͤr das Gemeinweſen zu beſorgen und die polizeiliche Beaufſichtigung mit 
ungewoͤhnlichen Schwierigkeiten verbunden iſt. Dies iſt beſonders in dem Falle 
anzunehmen, wenn die neue Anſiedlung von andern bewohnten Orten erheblich 
entfernt, oder ſonſt unpaſſend belegen iſt, und zugleich ihrem Beſitzer die Mittel 
nicht gewaͤhrt, ſich davon als Ackerwirth, als Gaͤrtner oder vermittelſt eines 
mit dem Grundſtuͤcke zu verbindenden Gewerbebetriebes, 3. B. durch Anlage 
eines Muͤhlenwerks, einer Fabrik oder eines Holzplatzes, Felbfftändig zu ernähren. 

Inſonderheit ift notoriſch „ oder beſcholtenen Perſonen in 
ſolchem Falle die Anſiedlung in der Regel zu verſagen. 


§. 28. 


In den Fällen des §. 27. hat die Behörde zu erwaͤgen, ob durch die 
neue Anſiedlung die benachbarten Gemeinden, Forſt- und Gutsbeſitzer benach— 
Dette werden koͤnnen. In dieſem Falle find dieſelben vor Geſtattung der 
Anſiedlung mit ihrer Erklärung zu hören. 


§. 29. 


Ueber die Geſtattung oder Verſagung der neuen „ hat auch in 

dem Falle, wenn von der Ortsobrigkeit, der Gemeinde oder den Nachbarn der⸗ 

ſelben widerſprochen wird, der Landrath oder der Magiſtrat (F. 8.) zu entſchei⸗ 

en. Gegen dieſe Entſcheidung ſteht den Betheiligten innerhalb einer zehn⸗ 

taͤgigen Friſt der Rekurs an die Regierung, und zwar mit fuspenfiver Wirkung 

offen. Eine weitere Berufung findet dagegen nicht Statt. „. mare Are: ara ge 
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Wer ohne ſolche Genehmigung ($. 29.) eine neue Anſiedlung ($. 25. 


Nr. 1.) gründet, kann von der Behörde zur Wegſchaffung derſelben angehal⸗ 
ten werden. 


§. 31. 


Wer eine Kolonie auf ſeinem Grundſtuͤcke anlegen und daſſelbe zu die⸗ 
ſem Zweck zerſtuͤckeln will, hat vor der Ausfuͤhrung einen Plan dem Landrath 
vorzulegen und darin nachzuweiſen, in welcher Weiſe die Gemeinde, Kirchen: 
und Schulverhaͤltniſſe der neuen Ortſchaft, ſowie deren Verhaͤltniſſe zur Gerichts— 
> Poligeiverwaltung angemeffen geordnet und fichergeftellt werden BR ap 

d 5.) Deg 


r. 


. 
§. 32. 


Der Landrath hat dieſen Plan (F. 31.) mit feinem Gutachten der Regie⸗ 
rung zur Genehmigung einzureichen. 

Sollen der neuen Ortſchaft Korporationsrechte verliehen werden, ſo iſt 
hierzu die landesherrliche Genehmigung erforderlich. 


H. 33. 


I. Koſten. Alle Verhandlungen der Polizei- und Verwaltungsbehoͤrden in Parzelli⸗ 
rungs⸗ und Anſiedlungsſachen, einſchließlich der Verhandlungen der vom Land: 
rath mit der Regulirung beauftragten Ortsobrigkeit, ſind, ohne Unterſchied des 
Gegenſtandes, ſtempel- und gebuͤhrenfrei. Wegen der Diaͤten und Reiſekoſten 
der bei den Verhandlungen zugezogenen Sachverſtaͤndigen oder anderen Beam⸗ 

ten, ju deren Beruf das Gefchaft nicht ſchon gehoͤrt ($. 8.), kommen die $$. 2. 

und 3. des Koſtenregulativs vom 25. April 1836. (Geſetzſammlung de 1836. 

Seite 181.) zur Anwendung. | 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 3. Januar 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Muͤbler. v. Savigny. Gr. z. Stolberg. Gr. v. Arnim. 
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